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Militär ohne Geheimhaltung ist unvorstellbar. Jedes Mili-
tär, auch die Bundeswehr, ist auf diese angewiesen, konstituiert 
sich doch Militär immer mit Blick auf abzuwehrende feindliche 
Gruppen, die es – des eigenen Vorteils oder Schutzes wegen – 
möglichst uninformiert zu lassen gilt.1 Auch gibt es für das 
Militär und dessen politisch Verantwortliche einen Binnenan-
reiz zur Geheimhaltung gegenüber der eigenen Bevölkerung, 
da die hohen finanziellen Aufwendungen und menschlichen 
Verluste gerade in einer Demokratie gleichzeitig hohe politische 
Kosten bedeuten.2 Ein Beispiel sind fehlende Fotos von getöteten 
Soldat_innen der Bundeswehr oder von Menschen, die von Bun-
deswehrsoldat_innen getötet wurden. Das Fehlen ist neben den 
in engen Grenzen nachvollziehbarem und zu schützenden Per-
sönlichkeitsrecht mit den hohen politischen Kosten zu erklären.3
Geheimhaltung und Demokratie, ideal verstanden als freie 
und gleiche Möglichkeit der Willensbildung, -artikulation und 
-durchsetzung, stehen damit jedoch in einem Spannungsver-
hältnis, weil durch Geheimhaltung das Primat von informierten 
Bürger_innen erheblich verletzt wird. Auch die an Abgeordnete 
delegierte Kontrolle von Militär und Geheimdiensten ist einer-
seits kaum effektiv,4 andererseits nicht sachangemessen bei Fragen 
mit erheblicher ethischer Tragweite wie Krieg und Frieden, die 
neben politischen Expert_innengremien ein gesamtgesellschaft-
liches Meinungsbild für ihre Legitimation in einer Demokratie 
benötigen.5 Es stellt sich so das Problem, dass die Geheimhaltung 
die Bürger_innen daran hindert, sich angemessen zu informieren 
und zu urteilen.6 Auch eine umfassende Information der Öffent-
lichkeit durch die Medien ist gerade im Bereich der militärischen 
Angelegenheiten durch die Geheimhaltung stark eingeschränkt. 
Ein Beispiel verdeutlicht das: Drei einfache, aber für die Kriegs-
bewertung entscheidende Fragen können meines Erachtens heute 
in Bezug auf den Afghanistankrieg von der deutschen Öffent-
lichkeit aufgrund von Geheimhaltung nicht beantwortet werden. 
Erstens: Wie viele Menschen haben Bundeswehrsoldat_innen 
direkt oder über Befehle vermittelt („Kunduzbombardierung“) 
getötet – egal ob Kombattant_in oder Zivilist_in, intendiert oder 
aus Versehen? Zweitens: Wie viele Gefangene hat die Bundes-
wehr im „umgangssprachlichen“ Krieg genommen? Schließlich 
drittens: Was ist aus diesen Gefangenen geworden?
Die Friedensfrage ist so auf das Engste mit der Forderung nach 
mehr Transparenz für staatliches Handeln verknüpft. Im Folgen-
den möchte ich daher mit dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 
ein Werkzeug für die Friedens- und Antikriegsbewegung disku-
tieren. Dies soll im besten Fall helfen, den Schleier des Geheimen 
zu lüften. Oder es kann das Spannungsverhältnis von Militär und 
Demokratie aufzeigen, eben weil das Militär vom Geheimen lebt 
und dies auch nicht durch Regelungen wie das IFG zu ändern ist. 
Darin sehe ich eine starke Form von Militärkritik.
Die Sache mit der Verschlusssache
Die Pressegesetze geben Journalist_innen ein Mittel an die 
Hand, Informationen von staatlichen Stellen zu erfragen. Auch 
Parlamentarier_innen haben beispielsweise über Kleine Anfragen 
die Möglichkeit an Informationen 
zu gelangen, die die Regierung 
nicht freiwillig veröffentlicht. 
Gewöhnliche Bürger_innen 
waren bis 2006 in Deutsch-
land auf die Vermittlung dieser 
Instanzen angewiesen. Sie sind es 
zwar nach wie vor, jedoch wurde 
mit dem 2006 in Kraft getrete-
nen „Gesetz zur Regelung des Zugangs zu Informationen des 
Bundes“, kurz Informationsfreiheitsgesetz (IFG), ein gesetzlicher 
„Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen“7 geschaffen: 
„Mit einem [IFG-]Antrag [...] können Bürger und Journalisten 
die Herausgabe jeglicher Aktenbestände von Behörden beantra-
gen, dazu gehören Förderanträge, Gutachten, Prüfberichte und 
sogar interne E-Mails.“8
Bevor ich jedoch näher auf das IFG und die damit verbundenen 
Probleme eingehen möchte, ist es sinnvoll auf die parlamenta-
rische Praxis zu schauen. Sie verdeutlicht, welchen Umfang die 
Praxis der Geheimhaltung selbst bei scharfen parlamentarischen 
Werkzeugen wie der Kleinen Anfrage besitzt. Es zeigt Anspruch 
und Herausforderung für das IFG, welches helfen soll, das Prin-
zip der Repräsentation ernster zu nehmen, bei der das Wahlvolk 
auch zwischen den Wahlen ihre Repräsentant_innen und die 
Regierung kontrollieren kann. Ich werde mich beispielhaft auf 
drei politisch umstrittene Bereiche konzentrieren, die deshalb 
im Besonderen einer Kontrolle bedürfen: den Afghanistankrieg, 
den Bundeswehreinsatz im Inneren und Rüstungsforschung und 
-exporte. Es wird sich zeigen, wie durch die Geheimhaltung Kon-
trolle verunmöglicht wird.
Afghanistankrieg
Im Januar 2011 wurde die Zahl der getöteten Zivilpersonen in 
Afghanistan insbesondere durch die „Task Force 47“ der Bun-
deswehr bei einer Kleinen Anfrage als Verschlusssache vor der 
Öffentlichkeit verborgen.9 Im Juni 2011 verheimlichte die Bun-
desregierung der Öffentlichkeit Angaben zum umstrittenen, aber 
für den Afghanistaneinsatz wichtigen Bundeswehrstützpunkt 
Termez im diktatorischen Regime in Usbekistan.10 Auch auf 
Anfragen von Journalist_innen über ihre Presserechte gab das 
Verteidigungsministerium keine Auskunft.11 Im Juli 2011 frag-
ten Abgeordnete im Bundestag, „an welchen Orten außerhalb 
Deutschlands [...] Angehörige des Kommandos Spezialkräfte 
(KSK) und der Kampfschwimmerkompanie [...] in den letzten 
zwei Jahren im Einsatz“ waren. Das Resultat war Schweigen.12 
Im August 2011 schwieg sich die Bundesregierung auch über die 
Erfahrungen des öffentlich gepriesenen Konzeptes des „Partne-
rings“ in Afghanistan aus.13
Im November 2012 veröffentlichten Journalist_innen der 
WAZ-Gruppe einige tausend Seiten von geleakten Einsatzberich-
ten der Bundeswehr in Afghanistan – die so genannten Afghani-
stan Papiere. Vorher versuchten die Journalist_innen erfolglos an 
die Papiere mit einer IFG-Anfrage zu gelangen. Dies wurde ihnen 
aber mit Verweis auf die Geheimhaltung verweigert.14 Seit April 
2013 ging das Verteidigungsministerium aufgrund der Veröffent-
lichung und einer angeblichen Verletzung des Urheberrechtes 
sogar juristisch gegen die WAZ-Gruppe vor. Es offenbarte sich 
zudem in den veröffentlichten Papieren, dass die Begründung für 
die Geheimhaltung, nämlich die vermeintliche Gefährdung von 
Soldat_innen, nachweislich falsch war: „In den Papieren findet 
sich nichts, was als Geheimnis geschützt werden müsste.“15 Im 
Januar 2014 versuchte das Bundesinnenministerium (wie bei den 
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en Afghanistan Papieren wiederum 
unter Thomas de Maizière) ähn-
liche juristische Schritte in Bezug 
auf Urheberrechtsverletzungen 
mit dem IFG-Portal fragden-
staat.de.16 Dieses gemeinnützige 
Portal vereinfacht das Stellen einer 
IFG-Anfrage und ermöglicht die 
Ergebnisse der IFG-Anfragen 
(anonymisiert) zu veröffentlichen. 
Es kann kein Zweifel bestehen, 
dass es sich in beiden Fällen um 
den Versuch handelt, kritische 
Nachfragen zu zensieren und kei-
neswegs um Urheberrechtsverlet-
zungen.17
Erstaunlicherweise gab es wegen 
der geleakten Afghanistan Papiere 
ein Nachspiel. Aufgrund des Leaks 
bemerkte „[d]er am 27. September 
2008 in Camp Marmal befindliche 
Offizier Daniel Lücking [...], dass 
die Unterrichtung des Parlaments 
durch das BMVg über den erfolg-
ten Angriff erheblich von dessen 
tatsächlichem Verlauf abwich.“18 Lücking stellte daraufhin mit 
Unterstützung der Linken im Juni 2013 eine Kleine Anfrage 
im Bundestag,19 um herauszufinden, was mit den auch von ihm 
verhafteten afghanischen Kämpfer_innen nach der Übergabe an 
afghanische Sicherheitskräfte geschah. „[D]ass die Verhaftun-
gen und die später mir gegenüber geäußerten Tötungen nicht 
der Beurteilung und Diskussion durch das deutsche Parlament 
zugänglich sind, steht[sic] für mich das gesamte deutsche ISAF-
Engagement und auch jedes weitere Engagement im Ausland in 
Frage“,20 äußerte Lücking am 19. Februar 2014 in seinem Offe-
ner Brief „Umgang mit Angreifern in Afghanistan“ auf seinem 
PTBS-Blog „Aufräumen, Kamerad!“. Und obwohl die Ver-
schlussregelung über die wahren Vorkommnisse in der Antwort 
auf die Kleine Anfrage der Linken nur befristet bis zum Ende der 
17. Wahlperiode (22. Oktober 2013) gelten sollte, hat sich bis 
heute (Ende März 2014) daran nichts geändert. Zu heikel scheint 
es zu sein, die Öffentlichkeit wahrheitsgemäß darüber zu unter-
richten, was mit Gefangenen Kombattant_innen in Afghanistan 
bei der Übergabe an lokale Sicherheitskräfte geschieht.
Im April 2013 stellte das Bundesverteidigungsministerium 
die weiteren geplanten Anschaffungen der Bundeswehr für den 
Afghanistan Einsatz unter Verschluss, was gerade vor dem Hin-
tergrund eines möglichen Abzuges von erheblichem politischem 
Interesse ist. Es würden „Grundrechte Dritter“, das heißt der 
beauftragten Firmen und ihre Geschäftsgeheimnisse, berührt. 
Als weiteren Verschlussgrund nennt die Bundesregierung, dass, 
wenn der gegenwärtige Stand der Ausrüstungsplanung öffent-
lich zugänglich wäre, der „Aufbau der afghanischen Sicherheits-
kräfte, d[ie] Abstimmung mit den Partnernationen sowie Art und 
Umfang einer deutschen Beteiligung an einer ISAF-Nachfolge-
mission [sich] ändern [könnten].“21
Offensichtlich verheimlicht das Verteidigungsministerium 
konsequent alle relevanten und brisanten Angaben zum Afgha-
nistaneinsatz sowohl vergangener Vorkommnisse als auch 
zukünftiger Gestaltungsideen. Wie aufgrund dieses Faktenman-
gels sich Bürger_innen ein Urteil über den Afghanistankrieg 
bilden können, bleibt offen.
Bundeswehr im Inneren
Auf Schloss Elmau bei Garmisch-Partenkirchen in Bayern 
werden sich am 4. und 5. Juni 2015 – wohl abhängig von den 
weiteren politischen Entwicklungen auf der Krim – die G8 tref-
fen. Damit wird Deutschland nach Heiligendamm 2007 wieder 
Gastland dieser Veranstaltung sein. Dass dabei die Bundeswehr 
wie 2007 wieder im Inneren eingesetzt wird, muss befürchtet 
werden. Genaue Kenntnisse über 2007 sind jedoch wegen des 
unter Verschluss gehaltenen Berichtes über „Unterstützungslei-
stungen der Bundeswehr im Rahmen der Amtshilfe anläßlich 
des G8-Gipfel in Heiligendamm“ nur aufgrund geleakter Doku-
mente von Februar 2008 verfügbar.22
Ähnlich gestaltet sich das Trauerspiel der Geheimhaltung 
bei der alljährlichen privaten Münchner Sicherheitskonferenz 
und dem mit Steuern bezahlten Einsatz der Bundeswehr zum 
Schutz dieser Veranstaltung. Am 19.1.2012 stellte deshalb die 
Linke eine Kleine Anfrage über die „Unterstützung des Bundes 
für die Münchner Sicherheitskonferenz.“23 Dieses Datum war 
politisch geschickt gewählt, weil die Bundesregierung die heik-
len Fragen nach einer zweiwöchigen Frist für Kleine Anfragen 
genau zu Beginn der Sicherheitskonferenz hätte beantworten 
müssen, also just dann, wenn die öffentliche Aufmerksamkeit 
und Kritik am größten wäre. Jedoch stellte die Bundesregierung 
nach genau diesen zwei Wochen am 3.2.2012 ihre Antwort unter 
Verschluss.24 Einen Monat später, nachdem die Proteste und die 
mediale Aufmerksamkeit verschwunden waren, hob die Bundes-
regierung am 2.3.2012 den Verschluss wieder auf.25
Proteste gibt es auch immer wieder gegen Werbeauftritte der 
Bundeswehr. Nach Angaben des Bundeswehrmagazins Y (Ausgabe 
03/2014) werden gegen diese Werbemaßnahmen Demonstrie-
rende im Vorfeld „oft“ durch den Militärischen Abschirmdienst 
(MAD), die Feldjäger und Polizei ausspioniert.26 Es ist daher von 
öffentlichem Interesse, an welchen Orten und in welchem Per-
sonalumfang der MAD aufgestellt ist. Doch selbst diese banalen 
Angaben über den Geheimdienst der Bundeswehr werden unter 
Verschluss gehalten, wie im April 2013 bei einer Großen Anfrage 
der SPD herauskam.27
Die grauen Herren der Informationen: MAD Chef Birkenheier begrüßt 2013 den damaligen 
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Rüstungsforschung und -exporte
Seit die Zivilklauselbewegung in Deutschland erheblich an 
Fahrt gewonnen hat, scheint es für die Politik zunehmend unan-
genehmer zu sein, wenn der Umfang von Rüstungsforschung 
bekannt wird. Bereits im Oktober 2010 wurde daher die Kleine 
Anfrage „Die Rolle der Hochschulen in der staatlich geförder-
ten Rüstungs- und militärrelevanten Sicherheitsforschung“ unter 
Verschluss gehalten.28 Auch fast vier Jahre später - und dem ver-
stärktem Aufdecken der massiven Rüstungsforschung an öffent-
lichen Hochschulen und dem gestiegenen öffentlichen Interesse 
daran - wurde im März 2014 wiederholt der aktuelle „Stand der 
militärischen und wehrtechnisch relevanten Forschungsaufträge 
aus dem Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) sowie 
eine aktuelle Übersicht über Kooperationen von Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen mit privaten Rüstungskonzer-
nen“29 unter Verschluss gestellt. Die Begründung dafür lautet, 
dass die „Sicherheitsinteressen Deutschlands“ gefährdet seien. 
Geheimhaltung im Bereich der Rüstungsforschung gibt es auch 
auf Landesebene. So etwa im November 2012 bei einer Anfrage 
zur Rüstungsforschung an der Universität Hannover30 und im 
Oktober 2013 bei Fragen in den Landtagen von Niedersachsen, 
Bayern und Sachsen zur Rüstungsforschung beispielsweise beim 
Drohnenprojekt SAGITTA und dessen Finanzierung.31
Besonders umfänglich ist auch weiterhin die Geheimhaltung in 
Fragen des Rüstungsexportes. Protokolle und Sitzungen des Bun-
dessicherheitsrates, der über Ausfuhrgenehmigungen entscheidet, 
sind gleich gänzlich geheim, und nur durch Zufall, Kontakte oder 
verspätet dringen dortige Beschlüsse an die Öffentlichkeit. Ganz 
aktuell stellt sich im März 2014 in Bezug auf Rüstungsexporte die 
Frage, welche deutschen Firmen das syrische Chemiewaffen-Pro-
gramm beliefert haben. Mit Verweis auf Geschäftsgeheimnisse wird 
jedoch jede Aussage dazu von der Bundesregierung verwehrt.32 
Mittlerweile hat der Linken Politiker Jan van Aken Strafanzeige 
wegen Beihilfe zu Kriegsverbrechen anlässlich massiver Zulieferun-
gen an syrische Giftgasfabriken gegen Unbekannt gestellt.33
Die aufgezeigten Beispiele der Geheimhaltung bei Ausübung 
der parlamentarischen Kontrolle stellen nur einen unvollstän-
digen Ausschnitt der letzten Jahre dar. Viele weitere Themen 
lassen sich finden: Im Juni 2011 verweigerte Aussagen zur Elek-
tromagnetischen Kriegsführung (EMP),34 im November 2011 zu 
Untersuchungen zu den „Traditionsnamen“ bei der Benennung 
von Kasernen,35 im Oktober 2012 die Diskussion um das neue 
NATO-Konzept,36 im Februar 2014 die Studie „Truppenbild 
ohne Dame“37 sowie im März 2014 der Munitionsdiebstahlbe-
richtbericht in Kasernen.38 Jede einzelne zurückgehaltene Infor-
mation könnte das Potenzial zum Skandal haben, und Skandal 
bedeutet in diesem Zusammenhang die Übernahme politischer 
Verantwortung und Rechenschaft – aber wo keine Kläger_in, da 
auch keine Richter_in.
Es ist zudem im Zusammenhang mit den Antworten auf die 
Kleinen Anfragen anzumerken, dass die Bundesregierung zwar 
verpflichtet ist, wahrheitsgemäß zu antworten. Ihr Herrschaftswis-
sen ermöglicht es ihr jedoch, auch bei den nicht unter Verschluss 
gehaltenen Aussagen viele Grauschattierungen der Wahrheit zu 
bespielen, ja mitunter gar mit spitzfindigen Formulierungen 
unkontrollierbar zu lügen.39 Ein noch größeres Problem mit der 
Geheimhaltung insbesondere bei sicherheitspolitischem Regie-
rungshandeln liegt darin, dass mitunter gar nicht bekannt ist, 
nach was gefragt werden könnte. Ein Beispiel hierfür ist die Ope-
ration Sommerregen von Bundesnachrichtendienst und Bundes-
wehr in Afghanistan im Jahr 1989, also noch im Kalten Krieg, 
die erst 2013 öffentlich bekannt wurde.40 Bei diesem Problem des 
„unbekannten Unbekannten“ bietet auch das IFG keine Lösung.
Informationsfreiheitsgesetz (IFG): Möglichkeiten und 
Grenzen
Ein Blick in die Statistik des Informationsfreiheitsgesetzes 
(Tabelle 1) zeigt, dass zwar in den vergangenen Jahren die Zahl 
der IFG-Anfragen an Behörden deutlich gestiegen ist, dieser 
Trend sich für das Verteidigungsministerium jedoch nicht feststel-
len lässt. Hier hat der Gesamtanteil von Anfragen über die letz-
ten sieben Jahre im mittleren zweistelligen Bereich stagniert: von 
2012 insgesamt 6.077 gestellten IFG-Anfragen waren lediglich 
68 an das Verteidigungsministerium gerichtet. Relativ betrachtet, 
wurde im Vergleich zu den Vorjahren in den letzten Jahren ein 
höherer Anteil der gestellten Anfragen an das Verteidigungsmini-
sterium beantwortet und nur in seltenen Fällen Kosten erhoben. 
Geleakte Protokolle des Innenministeriums und der im Fol-
genden beschriebene Selbstversuch legen allerdings den Schluss 
nahe,41 dass auch das Verteidigungsministerium im Gegensatz zu 
den ersten Jahren des IFGs sich auf die Anfragen besser eingestellt 
hat. Je nach Brisanz wird dann abgestuft frei Auskunft erteilt, 
Kosten von gesetzlich gedeckelten 500 € pro Anfrage erhoben 
oder die Information mit einem der zahlreichen IFG-Ausnahme-
regelungen verweigert. Erfolgreiche Widersprüche oder Klagen 
nach einer Auskunftsverweigerung gehen gegen Null.
Ausnahmen wie Geschäftsgeheimnisse, ihre rechtlichen Inter-
pretationen und dazugehörige Gerichtsentscheide sind umfas-
send und strittig und können deshalb hier nicht ausführlich 
diskutiert werden.42 Es zeigt sich jedoch schon beim Blick ins 
Gesetz, dass Informationsansprüche an das Verteidigungsmini-
sterium und die Geheimdienste (inklusive MAD) bereits dort 
weitgehend ausgeschlossen werden und dies schon im Vorfeld 
dazu führen kann, dass Anfragen gar nicht erst gestellt werden. 
In § 3 IFG heißt es beispielsweise: „Der Anspruch auf Informa-
tionszugang besteht nicht, (1.) wenn das Bekanntwerden der 
Information nachteilige Auswirkungen haben kann auf (a) inter-
nationale Beziehungen, (b) militärische und sonstige sicherheits-
empfindliche Belange der Bundeswehr, (c) 
Belange der inneren oder äußeren Sicher-
heit [...].“43 Der Datenschutzbeauftragte des 
Landes Schleswig-Holstein Thilo Weichert 
macht jedoch deutlich: „Der als Ausnah-
megrund im Gesetz erwähnte Begriff der 
‚militärischen Belange der Bundeswehr‘ 
schließt nicht sämtliche Vorgänge des Ver-
teidigungsministeriums, schon gar nicht 
die ‚zivile‘ Verwaltung ein, sondern setzt 
eine konkrete Beeinträchtigung der militä-
rischen Handlungsmöglichkeiten der Bun-
deswehr voraus. Sollen Belange der inneren 










2012 6077 68 50 5 0 0
2011 3280 62 52 6 1 1
2010 1556 51 31 0 1 0
2009 1358 28 9 3 0 0
2008 1548 13 6 3 0 0
2007 1265 49 9 6 1 0
2006 2278 44 17 8 0 0





































en und äußeren Sicherheit eine Auskunftsablehnung rechtfertigen, 
so muss insofern die Funktionstüchtigkeit staatlicher Einrich-
tungen, etwa des militärischen Nachrichtendienstes, beeinträch-
tigt sein.“44 Der ehemalige Datenschutzbeauftragte Peter Schaar 
kritisiert zudem die ausufernde Geheimhaltungspraxis und dass 
die Nachrichtendienste faktisch komplett von Anfragen ausge-
nommen sind.45 Die Auskunftsverweigerung aufgrund von Ver-
schlusssachen ist, wenn auch rechtlich strittig und jeweils im 
Einzelfall zu begründen (!),46 für die Behörden ein einfacher Weg 
die IFG-Auskunft zu verweigern.
Im Juni 2013 wurde zudem in einer parlamentarischen Nacht- 
und Nebelaktion die Auskunftspflicht des Bundesrechnungsho-
fes per Gesetz faktisch abgeschafft: „Statt einer klaren Pflicht zur 
Offenlegung wie im IFG ist dort nämlich nur noch davon die 
Rede, dass der Rechnungshof Einsicht in Prüfberichte gewähren 
‚kann‘. Eine Art Blankoscheck für Ablehnungen. Und Akten des 
Hofes, die keine Prüfberichte sind, sind gleich ganz gesperrt.“47 
Erfolgreiche IFG-Anfragen für den Bereich des Verteidigungsmi-
nisteriums sind damit über die Hintertür Bundesrechnungshof 
nun nicht mehr möglich. Zeit-Journalist_innen hatten beispiels-
weise mit einer solchen IFG-Anfrage das finanzielle Desaster des 
Bundeswehrprojektes Herkules (neue IT-Infrastruktur) aufge-
deckt und für Schlagzeilen gesorgt.48
Auf deinem Blog devianzen.de fragst du 
öffentliche Stellen mit offenen Briefen an. 
Was ist der Vorteil einer Anfrage mit Verweis 
auf das Informationsfreiheitsgesetz (IFG) 
gegenüber der Form des offenen Briefes ohne 
IFG-Bezug?
Vorweg: es gibt auch Nachteile! Die Vor-
teile sind aber unter anderem:
Die Transparenz, gute Übersichtlichkeit 
und leichtere Erreichbarkeit dank dem 
wunderbaren fragdenstaat.de-Portal. Das 
dortige Formular macht das Erstellen und 
Versenden von IFG-Anfragen einfach.
Bei einem offenen Brief bin ich von der 
Kooperationsbereitschaft der/des Ange-
schriebenen abhängig. Das IFG verschafft 
mir einen gewissen (!) Rechtsanspruch 
auf Auskunft. Zumindest eine Rückmel-
dung erhalte ich in den meisten Fällen. 
Manchmal habe ich aber den Eindruck, 
dass dieses „Unter-Druck-Setzen“ – um 
was anderes handelt es sich dabei ja nicht 
– im Einzelfall auch insgesamt sehr kon-
traproduktiv sein kann. (Ein persönlicher 
und mit Herz und Mühe verfasster offener 
Brief kann ganz anders wirken.)
Schaut man sich die Statistik der IFG-
Anfragen der letzten Jahre an, zeigt sich, 
dass der Anteil der Anfragen an das Verteidi-
gungsministerium (BMVg) verschwindend 
gering ist. Womit erklärst du dir das?
Schwer zu sagen. Vielleicht ist das nur 
ein Abbild dessen, dass sich (aus meiner 
Sicht) auch jenseits des IFG-Bezugs nur 
relativ wenige Leute und Gruppen dafür 
interessieren, wie sich die deutsche „Ver-
teidigungspolitik“ in den letzten 10 bis 20 
Jahren verändert hat.
Du hast selbst schon IFG-Anfragen an das 
BMVg oder andere Institutionen gestellt. 
Um was ging es dabei, wie waren deine 
Erfahrungen damit und hast du die Infor-
mationen bekommen, die du gesucht hast?
Ich habe schon einige IFG-Anfragen an 
das „Verteidigungsministerium“ gestellt. 
Es ging u.a. um den EuroHawk und 
andere Drohnen, um den A400 und den 
großen Ausbau des Luftdrehkreuzes Han-
nover-Wunstorf, sowie um Studien zur 
„Militärseelsorge“.
Die Erfahrungen sind bunt. Besonders 
beim „Verteidigungsministerium“ kommt 
es mir aber tendenziell so vor, als ob man 
mittels der Androhung hoher Kosten die 
Anfragenden zum Abbruch bzw. Ver-
zicht auf Beantwortung der IFG-Anfrage 
zu bringen versucht. Nochmals: Das gilt 
nicht als Generalvorwurf, sondern als Ten-
denz, die ich subjektiv zu erkennen meine.
Was würdest du bei künftigen IFG-Anfra-
gen besser machen?
Das, was immer gilt bei IFG-Anfragen: 
Konzentration auf das Wesentliche. Nicht 
zu viele Fragen. Bezug auf bereits vorhan-
dene Dokumente statt zu sehr investiga-
tive Fragen zu stellen, die (angeblich!) 
einen teuren Ermittlungsaufwand bei der 
Beantwortung zur Folge haben. Und vor 
allem immer freundlich und höflich blei-
ben. Auch beim „Verteidigungsministe-
rium“ sitzen Menschen und ich will die als 
solche achten, trotz aller inhaltlichen Dif-
ferenzen – das ist mir wichtig. Mal gelingt 
mir das besser, mal schlechter...
Falls eine IFG-Anfrage abgelehnt wird 
oder sehr hohe Kosten entstehen, wie erfolgs-
versprechend schätzt du zurzeit das Ein-
schalten der Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit 
(BfDI), einen Widerspruch einzulegen oder 
eine Klage anzustreben ein?
Aus meiner eigenen Erfahrung würde 
ich sagen: Das Einschalten des BfDI 
lohnt immer. Man muss aber Geduld 
und Beharrlichkeit mitbringen. Bezüg-
lich der Erfolgsaussichten bin ich verhal-
ten skeptisch, aber nicht verzweifelt. Für 
eine Klage gilt das noch viel mehr: Wer 
das nebenbei machen will, muss entweder 
sehr cool sein oder Durchhaltevermögen 
haben. Sonst gibt es Frust und Enttäu-
schung … und Kosten! Das ist insgesamt 
das Schwierige: Ich sehe das so, dass 
Widerspruch und Klage in nicht wenigen 
Fällen sinnvoll und erfolgsversprechend 
sind/wären. Aber wenn nicht genug Geld 
vorhanden ist (schon die Ablehnung 
eines Widerspruchs führt zwangsläufig 
zu einem Kostenbescheid) und nicht viel 
Kraft und Konzentration da ist, diese Ver-
fahren zu begleiten, für den ist das keine 
praktische Möglichkeit, sein Menschen-
recht auf Informationszugang durchzuset-
zen. Das ist irgendwie tragisch und schreit 
nach Informationsfreiheitsgesetzen. (Ob 
dann oder wie viel mehr Leute das dann 
nutzen würden, müsste man aber erst 
noch sehen.)
Was glaubst du, wohin sich das IFG ent-
wickelt oder weiterentwickelt werden sollte?
Wie eben angedeutet: IFG war ein erster 
guter und wichtiger Schritt, den an Mit-
wirkung interessierten Menschen ein 
Werkzeug an die Hand zu geben. Das 
IFG ist aber ein unzureichendes Werk-
zeug. Informationsfreiheitsgesetze sind 
nötig, bei denen die Menschen kosten-
frei, begründungslos, anonym und nied-
rigschwellig Auskunft über alles einholen 
können, was die Menschen an Informatio-
nen oder Dokumenten produzieren oder 
erzeugen, die wir ja selber bezahlen. Alle 
Ämter und Behörden können nur dann 
Akzeptanz von den Menschen erfahren, 
wenn sie von diesem Selbstverständnis 
nicht nur reden, sondern auch danach 
leben. Der faire und rücksichtsvolle 
Umgang miteinander (auf allen Seiten!) 
gehört noch dazu.
Das Interview führte Thomas Mickan
Michael Ebeling, Hannover, inter-
essiert an und neugierig unterwegs in 
unabhängigen Gruppen bzw. zu Themen 
wie (informationelle) Selbstbestimmung 
und zu Fragen wie sich Menschen in den 
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Selbstversuch
Auch ich habe im Rahmen der Recherchen für diesen Text 
eine IFG-Anfrage beim Verteidigungsministerium mit Hilfe 
des IFG-Portals fragdenstaat.de gestellt. Auf dieser Internetseite 
kann mithilfe einer vorgefertigten Maske sehr einfach das eigene 
Auskunftsersuchen an die zuständige Behörde geschickt werden. 
Mich interessierte dabei besonders, Originaldokumente (bzw. 
Kopien davon) des Verteidigungsministeriums zu erhalten. Dafür 
wählte ich sieben Auftragsstudien aus, die das Ministerium von 
Dritten hat anfertigen lassen. Die Namen und Ausführenden der 
Auftragsstudien entnahm ich einer öffentlich zugänglichen Kleinen 
Anfrage der Linksfraktion.49 Im Ergebnis wurde mir die Einsicht 
in alle sieben Studien aus fünf verschiedenen Gründen verweigert:
Die mit Steuergeldern und für das Verteidigungsministerium 
erstellte Studie zu den „Auswirkungen von sozio-demografischen 
Entwicklungen auf die Berufswahl von Haupt- und Realschülern 
sowie Entwicklung von Strategien zur Personalgewinnung“50 und 
eine Ausarbeitung der RWTH Aachen über „Militärpolitische/ 
-strategische Implikationen des Klimawandels aus deutscher 
Sicht“51 sind mir mit dem Hinweis auf eine Verschlusssache 
vorenthalten wurden, da „bei einer Offenlegung die Gefahr 
[bestünde], dass es nachhaltige Auswirkungen auf die militäri-
schen und sonstigen sicherheitsempfindlichen Belage der Bun-
deswehr geben könnte. (§ 3 Nr. 4 IFG)“. 
Auch eine Studie zur „Markt- und Wettbewerbsanalyse für 
militärische Lufttransportflugzeuge“ wollte mir das Verteidi-
gungsministerium nicht zukommen lassen. In der Verweigerungs-
begründung heißt es dazu, dass Problem sei „geistiges Eigentum 
[..., denn die] genannte Studie wurde von der Firma Pricewater-
house Coopers AG (PWC) für den internen Gebrauch des Vertei-
digungsressorts erstellt und darf gemäß § 7 des Studienvertrages 
vom Auftraggeber nur zum internen Gebrauch verwendet werden 
(§ 6 Satz 1 IFG)“.52 
Eine weitere geheim gehaltene Studie zur künftigen Verpfle-
gungsorganisation der Bundeswehr würde bei Offenlegung 
„fiskalische Interessen des Bundes im Wirtschaftsverkehr beein-
trächtigen [...] (§ 3 Nr. 6 IFG).“53 Und eine Ausarbeitung des 
Centre for European Security Strategies über den „Aufstieg 
Chinas - Sicherheit Europas“ dürfe mir nicht zugänglich gemacht 
werden, weil dies „nachteilige Auswirkungen auf internationale 
Beziehungen [hat]. Es besteht die Gefahr, bilaterale Beziehungen 
zu belasten, wenn darin getroffene Aussagen/Wertungen öffent-
lich bekannt werden würden (§ 3 Nr. 1 IFG)“.54 Bei zwei wei-
teren Auftragsstudien handele es sich um „Beratungsleistung, in 
deren Rahmen keine Dokumente erstellt wurden“55 – wohlge-
merkt erfolgte eine der beiden Beratungsleistungen über einen 
Zeitraum von drei Jahren. Auf den wenig Erfolg versprechenden 
Widerspruch, der bei Ablehnung eine Verwaltungsgebühr von 
etwa 30 Euro verursacht, oder eine kostenintensive Klage, ver-
zichtete ich.
Ausblick: IFG-Anfragen doppelt wirksam
Ein Blick auf erfolgreiche IFG-Beispiele in Deutschland (bei-
spielsweise Informationen über den Panzerdeal mit Katar56 oder 
EADS Sponsoring57) könnte mehr Mut machen als meine eigene 
Anfrage. Mut dazu, dass sich auch hier irgendwann eine Informa-
tionsfreiheitspraxis gegenüber den Bürger_innen wie beispiels-
weise in den USA entwickelt.58 Wie aber die Gesetzesänderungen 
beim Bundesrechnungshof und das juristische Vorgehen gegen 
die WAZ-Gruppe und fragdenstaat.de zeigen, wird die Durst-
strecke für die Informationsfreiheit in Deutschland mittelfristig 
weiter anhalten und Deutschland wird sich im Global Right to 
Information Rating weiterhin auf einem der letzten Plätze wie-
derfinden.59
Ein Hauptgrund dafür sind die vielen Ausnahmen, die bei 
Fragen zum Militär mit seinen vielen geheimen Verschluss-
sachen besonders durchschlagen. So schreibt Thilo Weichert: 
„Während sich in anderen Verwaltungsbereichen schon eine 
umfassende Informationspraxis entwickelt hat, gilt dies nicht für 
den militärischen Bereich.“60 Es müssen daher auch von Seiten 
der Friedens- und Antikriegsbewegung auch trotz oder gerade 
wegen der geringen Auskunftschancen vermehrt IFG-Anfragen 
gestellt werden. Diese können einerseits dazu beitragen, an einem 
behördlichen Mentalitätswandel und einer offenen Informations-
praxis mitzuarbeiten. Andererseits können sie selbst dann, wenn 
das Verteidigungsministerium die brisanteren IFG-Anfragen wei-
terhin ablehnen wird, ein Lackmustest für die Vereinbarkeit von 
Militär und Demokratie sein. Es wird sich aufgrund der unüber-
windbaren Sache mit der Verschlusssache zeigen, dass auch hier 
eine starke Form von Militärkritik zu finden ist.
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